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dıgen erklärte sıch Carlo Schmid, der Ja uch Regierungsverantwortu ng ın Tübingen TUß, bereıt,
eınen Entwurt als Grundlage der Beratung auszuarbeiten. uch Wenn die endgültige Verfassung ıin
vielem VO diesem Entwurt abwich, hat doch entscheidende Akzente ZESEIZT. Insbesondere legte

großen Wert darauf, dafß diıe Verfassung nıcht 1m Hınblick auf eıne künftige »Reichsverfassung«
diesem Ausdruck 1elten ziemlic alle Redner fest 1Ur eın Proviısoriıum darstelle. Er ging

vielmehr davon auUS, dafß noch auf einıge eıt staatlıche Exıstenz 1U ın den Ländern möglıch seın
würde, und plädierte eshalb für eine Vollverfassung, die Ma{fstäbe tür die Zukunft seizen sollte.
Der Wıille ZU Neuanfang sollte uch durch eiınen klaren ruch mMi1t der Vergangenheıit okumen-
tiert werden. Um die 1945 versaumte Revolution wenıgstens ın dieser Hınsicht nachholen kön-
NCIL, hıelt tür notwendig, uch esetze mıiıt rückwirkender Kraft beschließen. Dieses Aus-
nahmerecht ZU 7wecke der politischen Säuberung wurde ann allerdings bıs Zzu 1949 be-
grenzt.

Die Diskussionen 1mM allgemeinen VO Wıillen ZU OoOnsens gepragt, schließlich sollte die
Verfassung VO allen beteiligten polıtischen Krätten akzeptiert werden können. Dennoch gyab
uch heftige Meinungsverschiedenheiten und sehr knappe Abstimmungen. Außer den erwähnten
grundsätzliıchen Fragen gab lange Diıskussionen das VO Carlo Schmid veriretene 7Zweıkam-
mersystem und dessen Alternatıven Eınkammersystem und zusätzlıche ständısche Vertretung.
uch dıe Notwendigkeıt eines Staatspräsıdenten neben eiınem Regierungschef wurde VO einer STtar-
ken Minderheit abgelehnt. Grofße ÜBereinstimmung herrschte dagegen darüber, da{fß kein MiıfS-
tr:  eNsSsvotum die Regierung ohne konstruktive Gegenvorschläge mehr geben dürfte

Hoch interessant sınd uch heute och dıe Debatten die sozıale Verpflichtung des Eıgentums
und das Verhältnis des Staats den Religionsgemeinschaften.

Der Band wurde bearbeitet VO Paul Sauer, einem ıntımen Kenner des Gegenstands, ennoch
leiben einıge ünsche unertüllt. Dıie Anmerkungen des Herausgebers und seıne Einführungen
sınd auf das Notwendige beschränkt, W as tür den ext uch Vorteıle haben mag Daiß einzelne Seiten
der Protokaolle verloren sınd und eınes ganz fehlt, 1st bedauerlich. Warum der Verfassungs-
entwurt VO Carlo Schmid fehlt, wiırd nıcht begründet. Nıcht ımmer wiırd AUusSs den Protokollen klar,
über W as eigentlich diskutiert wurde. FEın Regiıster und ıne Synopse mıt der schliefßlich VeI-
abschiedeten Verfassung waren sehr hıltfreich. Angekündıigt werden s1e nıcht, vielleicht gibt Cs

Hans-Otto Binderdoch noch wıe ıIn der ersten Ser1e eiınen vergleichbaren Band t, a
PETER FÄSSLER: Badısch, Christlich und Sozıal. Zur Geschichte der 1mM tranzösısch be-

seiztien Land Baden (1945-1 952) (Menschen und Strukturen. Historisch-sozialwissenschaftliche
Studien, Bd 7 Frankturt Maın Peter Lang 1995 2726 art 69,—

Die Gründung des Südweststaats 1mM Frühjahr 1952 1e das Schicksal der alten Länder Württemberg
un: Baden 1in der unmiıttelbaren Nachkriegszeit ihre Aufteilung wel Besatzungsmächte
bald 1n Vergessenheit geraten. uch trat das öttentliche Interesse eigenständıgen Entwicklungen
ın der VOTr' mals tranzösıschen Zone unehmen!: ın den Hıntergrund gegenüber der Suche nach eiıner
gemeiınsamen Identität des Bundeslandes. Die zeitgeschichtliche Forschung indessen widmet
seıt einıgen Jahren den Sonderentwicklungen tranzösıischer Besatzungsherrschaft wachsende
Aufmerksamkeit. Dafß diese sıch besonders deutlich 1m südlichen Baden niederschlugen und hiıer
nıcht zuletzt den Neubegınn des politischen Lebens se1lt 1945 nachhaltig pragten, hat eın inzwischen
abgeschlossenes Forschungsprojekt der Universıität Freiburg Jüngst herausgearbeitet. In diesem
Zusammenhang entstand uch Peter Fäßlers Diıssertation über die ‚Badısche Christlich-Soziale
Volkspartei« (BCSV), die sıch nde 194 7 ın DU Baden« umbenannte, »ohne damıt bereıts ıhren
eigenständıgen Kurs aufzugeben.« (S 11)

Anders als 1ın den meılsten deutschen Regionen konnten christliıche Honoratıoren in Baden sıch
längere eıt nıcht auf dıe Gründung eıner überkontessionellen Parteı einıgen. Mehrere Zirkel mıiıt
unterschiedlichen Konzeptionen rFanscemn die Gestaltung künftiger christlich inspırıerter Politik.
Neben der töderalıstisch-separatistischen, frankophilen ‚Vereinigung Abendland:« und d€l' ‚Christ-
lıch-Sozialen Vereinigung«, die die Gründung eiıner weltanschaulich neutralen Labour-Partya-
g1erte, stellten iınsbesondere dıe Freiburger Gruppe des wiıederbelebten Zentrums und dıe berkon-
tessionelle ‚Christliche Arbeitsgemeinschaft:, die nach dem Vorbild der CDU-Gründungen 1mM bri-
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SCH Deutschland eiınen parteıpolıtischen Weg einschlagen wollte, wichtige Wegbereıter der
CSV dar. Als diese schließlich ach regional unterschiedlichen organisatorischen Anfängen nde
Dezember 1945 offizijell die politische Landesbühne betrat, wurde rasch deutlich, da{fß® sıch
eınen Kompromifß mMi1t deutlicher katholisch-föderalistischer Auspragung andelte und da{fß sıch die
NCUEC Parteı bewudfßt nıcht ın den Oontext der sonstigen Unionsgründungen stellte.

Fäßler betont Recht, dafß gerade 1im mehrheitlich katholisch gepragten Süudbaden nach dem
Zusammenbruc des NS-Regimes der katholischen Kırche die Rolle eınes überragenden politisch-
sozıalen und geistig-moralischen Ordnungsfaktors zukam. Dessen WAar sıch uch dıe Besatzungs-
macht bewußßit, deren Verhältnis ZU Klerus jedoch VO  - Anfang spannungsreich War und sıch
nehmend verschlechterte. Hıerzu ırug nıcht zuletzt der Umstand bei, dafß InNnan französischerseits
ZU!T Realisierung der angestrebten Retormvorhaben her aut die Miıtwirkung der Sozialdemokratie
SETIZTE, während die katholische Kırche inen mıiıt iıhren Verlautbarungen und Inıtıatıven ent-
scheidenden FEintflufß auft Gründung und Erfolge der spateren KOV ahm Bıs den Gemeıinde-
ratswahlen im Herbst 1946 entstanden nahezu tlächendeckend Ortsgruppen der Christlich-Sozia-
len, da{fß N diesen eım ersten Urnengang weıt besser als den konkurrierenden Parteıen gelang, ıhr
Wählerpotential auszuschöpfen. »Sowohl e1m Ausbau der Parteiorganıisation als uch 1m ahl-
kampf konnte sıch dıe € SV auf die Strukturen und die tatkräftige Unterstützung der katholischen
Kırche verlassen.« (S5 88) Insbesondere der Freiburger Erzbischof Gröber emühte sıch zudem
frühzeıtig und erfolgreich die überkonftessionelle Integration 1m Schofße der Vereinigung.
Innerparteıiliıche Auseinandersetzungen lieben ındessen keineswegs 4US. Nachdem schon 1mM Laute
des Jahres 1946 allenthalben Unmut über die Führungsriege Leo Wohleb aut geworden Wal,
konnte sıch die ınterne Opposıtion aut dem Parteitag 1mM Aprıl 194 / sowohl ın Organısat1ons- als
uch iın Führungsfragen weıtgehend durchsetzen, wenngleich Wohleb, der Leıter der Landesverwal-
tung 1ın Freiburg und spatere Staatspräsident des Landes Baden, och eiınmal 1mM Amt des Ersten
Vorsitzenden bestätigt wurde Hauptanliıegen der Parteiopposıtion WAar die Verwirklichung des Pro-
pagıerten Neuanfangs 1mM Sınne eiıner modernen, soz1ıal engagıerten und christlich tundierten (wirk-
ıch überkontessionellen) Volksparteli. »In diesen Auseinandersetzungen standen sıch Parteijugend
und Mitglieder der Heimkehrergeneration, die Autbruch, Radıkalırtät und Grundsatztreue verlang-
ten, un: die Parteiführung, vorwıegend ehemalıge Zentrumspolitiker, dıe für Mäßigung un! Prag-
matısmus einstanden, gegenüber.« ® 129)

Inhaltlıch chrıeb dıe BCSV VOT allem die Rechristianisierung VO Staat und Gesellschaft auf iıh-
Fahnen, enn die Vorstellungen iıhrer Chefprogrammatiker tür ıne politisch-soziale Neuord-

NUuNng VO einem bestimmten Erklärungsmode des Nationalsozialismus gepragt: »Wıe die
katholische Kırche erblickte uch s1e ın der Säkularısıerung ıne der Hauptursachen tür dessen Ent-
stehung.« (S 109) Damıt sıch zwangsläufig der Blickwinkel auf den Bereich der Gesıin-
NUNg, während wirtschaftliche und sozıale Ursachen ausgeblendet heben Im Rahmen dieses
Rechristianisierungskonzepts sollte das Schul- und Erziehungswesen ıne überragende Rolle sple-
len Das BCSV-Programm sprach ‚.War den Kirchen eiınen grofßen Einflu{fß 1eraut g befürwortete
ber der iınsgesamt deutlichen katholischen Prägung 1M Unterschied den christliıchen
Parteıen ın den meısten anderen deutschen Ländern nıcht die Wiedereinführung der Kontessions-,
sondern die Beibehaltung der christlichen Sımultanschule. Auf soz1al- und wirtschaftspolitischem
Feld WAar dıe Orıentierung der katholischen Sozıuallehre, ZU kleineren Teıl auch der CVaANSC-
ıschen Sozijalethik deutlich. » Dıe BCSV sprach sıch VO Anfang tür ıne miıttelständiısch und
genossenschaftlıch Orlentierte Sozıuale Marktwirtschaft Aaus. Forderungen ach einem WwI1e auch ımmer
gearteten Sozialısmus leben in derVRanderscheinungen.« S 128) Weıtere programmatiısche
Forderungen der Christlich-Sozialen lauteten: Subsıidiarıtät des Staates gegenüber der Gesellschaft
und töderalıstischer Autbau eınes künftigen deutschen Staatswesens. Die Föderalismusproblematik
erhielt 1ın Baden aufgrund der Teilung des alten Landes ın eınen amerikanısc un|!| einen tranzösısch
besetzten Teıl besondere Brıisanz. Da sıch die BCSV nıcht NUr als christliche, sondern zugleıch
wenn nıcht O vorrangıg als badısche Heımat- und Staatsparteı verstand, LTrat ıhre damalige
Führungsriege tür die SOgENANNLE Tradıtionslösung, d.h. dl€ Wiıederherstellung der alten Länder
stelle der Bıldung eines T1, größeren Südweststaats e1n. Das VO Freiburger Gründungskreis
durchgesetzte Konzept stiefß jedoch schon frühzeitig autf parteıunterne Kritik und bewirkte eıne
nehmende Polarısierung iın der Neugliederungsfrage, die bıs 951/52 die Ööfftentliche Diskussion iın
Baden beherrschte



354 UCHBESP

Dıie Entwicklung der BCSV ZUur badıschen (3  C wurde uUrc die kontroverse Diskussion
die staatlıche Neuordnung Südwestdeutschlands nachhaltıg erschwert. rst 1mM Aprıl 194 / beschlofß
der Parteitag mıiıt klarer Mehrheit grofße Vorbehalte des Vorsitzenden Wohleb die Umbe-
NCNNUNG 1n C143 Baden:; mıiıt dem Plazet der tranzösıschen Miılıtärregierung wurde die NCUEC

Bezeichnung 1mM November rechtskräftig. Damıt » W ar jedoch be] weıtem noch keine endgültigeAbkehr VO der badıschen Heıimatpartei« verbunden S 118); 1mM Gegenteıl: Unmiuttelbar nach der
Nıederlage der ‚Tradıtionslösung: 1n der Volksabstimmung VO Dezember 1951, die den Weg Zu
Südweststaat frei machte, verkündeten die Christdemokraten iıhre erneutfe Umbenennung 1ın ‚Badı-
sche DU-« und bekräftigten iıhre Entschlossenheıt, auch 1im Bundesland die Interessen des

badıschen Landesteils energisch verteidigen.
Entscheidend tür Ertolg der Mißerfolg christlich-sozialer Parte1- und Regierungsarbeıt WAar VO

Anfang das Verhältnis Zzur französischen Besatzungsmacht. Obwohl deren erstier Chet, General
Schwartz, vorrangıg auf die Kooperatıon mıiıt Sozialdemokraten SEIZTE, galt die CSV dem (souver-
nement Miılıitaire frühzeitig als mehrheıtsfähige Parteı, mıt der gerechnet werden mußfrte. Das ıhr ‚uer-
kannte Prädikat »nıcht tranzösıische Interessen gerichtet« untermauerte die wohlwollende Ge-
samteinschätzung. Allerdings befürchtete [Tla tranzösischerseits zunächst, »die CSV könnte ZUur

Fürsprecherıin klerikaler oder reaktionärer Interessen werden un!| ware aus diesem rund eın
verlässıger Partner tür die angestrebte Demokratisierungs- und Neuordnungspolitik«. Hınzu kam
die verständliche Skepsıs der Milıtärregierung, »ob das Volksparteikonzept aufgehen und die Unıion
der beiden christlichen Kontessionen überhaupt halten würde«. (S. Immerhin galt Wohleb Je-doch als Persönlichkeıit, der INa die erfolgreiche Führung einer Koalıition 4us Christlich-Sozialen
und Sozialdemokraten FEın solches Regierungsbündnıis erwıes sıch nach den Landtagswah-len VO Maı 1947 allerdings als außerordentlich problematisch. Schon die herrschende Notlage un!
die gedrückte Stımmung 1n der Bevölkerung erschwerten gedeihliche Koalıtionsverhandlungen.Stimmenverluste der CSV ZUgunsten der Sozialdemokraten zeıgten nämlıch, da{fß die Mehrheitspar-tel, die selit Herbst 1946 mıiıt Wohleb den Chet der Provisorischen Regierung gestellt hatte, uts CeNSSTEmıiıt dieser identifiziert und mıtverantwortlich tür das allgemeıine Elend gemacht wurde

Zu den Faktoren, die 1ın weıten reisen Unmut> gehörte die polıtische Säuberung, die
Anfang 1947 ıhren Höhepunkt erlehbte und ach verbreiteter Ansıcht allzu viele Fehlurteile un Un-
gerechtigkeiten mıiıt sıch rachte. » Die BCSV versuchte I11U dıe Mıiısere, ın dıe die Entnazifizierung
pyeraten Wal, den Linksparteien ın die Schuhe schieben.« S 159) Die schwere Versorgungs- und
Ernährungskrise besonders krass 1ın Form einer uch polıtisch folgenreichen »Kartoffelkrise«
Lal eın übriges, die Besatzungsmacht und dıe VO ıhr abhängige deutsche Landesverwaltung wel-
ter 1ın Mißkredit bringen. SO mu{fte den einheimischen Politikern wenıg hıltreich erscheinen,
dafß die Milıtärregierung 1mM Maı 194 / ausdrücklich Prämissen für diıe Regierungsbildung SETIZLE, be-
stımmte Vertreter der die bei ıhr 1n Ungnade gefallenrVO Mınısterämtern 4US-
schlofß un!| die Autftnahme miındestens eınes Sozialdemokraten 1ın das Kabinett verlangte. Darautfhin

sıch namlıch die Koalitionsverhandlungen rei Monate lang hın, da{fß Baden als etztes
and der tranzösıschen Zone TSLI 1mM August 1947 eine parlamentarische Regierung rhielt Doch
das allseits ungeliebte Koalitionsbündnis hıelt 1Ur kurze Zeıt; zerbrac schon 1mM Januar 1948 ber
seiınem ersten großen sozlalpolıtischen Gesetzesvorhaben, einer Bodenretorm. »Im Gegensatz ZUrTr
Mitbestimmung zeıgte die BOCOSV in der Landwirtschaft VO Anfang keinerlei Reformwillen. Hıer
wehrte S1e jegliche Veränderung ab, seLizZie dıe Konservierung der bestehenden Eıgentumsverhältnis-durch un! blockierte damıiıt einen Reformproze(ß, den dıe Besatzungsmacht einleitete und der VO
eiıner breiten Koalıition Aus Gewerkschatten, Bauernverband und Linksparteien befürwortet WUuT[I-
de.« S 193) ach dem Ausscheiden der beiden sozialdemokratischen Mınıiıster bıldete Staatspräsı-dent Wohleb ıne CDU-Alleinregierung, die ihrerseits nach wenıgen Monaten AUuUusSs Protest
tranzösische Demontagepläne zurücktrat, jedoch geschäftstührend weıter 1mM Amt blieb und 1m Fe-
bruar 1949 hne personelle Veränderung wiedereingesetzt wurde. Inzwischen hatte allerdings die
CDU beı den Kreistagswahlen schwere Stimmenverluste erlitten und die absolute Mehrheit einge-büfßt; uch Wohlebs iınnerparteılıche WwI1e öffentliche Popularıtät WAar auf eiınem Tiefpunkt angelangt.» Die Debatte die Neugliederung des Südwestens gab ihm jedoch eın IThema die Hand, das ıhn
aAaus$s diesem Tal herausführte.« S 174)

„»Neben den Auseinandersetzungen den Südweststaat bewegte ın Baden kaum eın TIThema die
emuüuüter csehr wıe die Schulpolitik«, konstatiert Fäßler mıiıt einıger Verwunderung »angesichts der
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vielfältıgen Probleme, deren Lösung anstand«. Seine (Teil-)Erklärung hıerfür lautet: » Der christliche
Fundamentalismus, den die CDU ın der Schulpolitik ZUur Schau Lrug, konnte wohl 1Ur 1n der über-
hıtzten Sıtuatiıon während der Neugliederungsdebatte gedeihen und 1st zudem VO der ständıgen
Angst VOT einer Parteispaltung etragen.« ( 184) In der Tat etrieb der Freiburger Prälat Föhr selit
Anfang 1951 die Wiedergründung des Zentrums mıiıt dem ' orwurt die Adresse der CBU: sowohl
1n der »Badenfrage« (Wiederherstellung der alten Länder oder Neugliederung) als uch in der Kul-
turfrage«, be1 der Einführung der kontfessionellen Lehrerbildung völlıg versagt und damıt ka-
tholische Interessen miıfßachtet en Darauthin beschlofß der CDU-Landesvorstand 1m Früh-
jahr 1951 Föhrs bildungspolitische Forderung aufzugreifen und der Landesregjierung die Umstel-
lung autf bekenntnismäßig getrennNtLe Lehrerseminare empfehlen. Wohleb, der ın der Schulpolitik
eın lıberales Grundkonzept vertrat un! ıne prinzıpielle Konfessionalisierung der Pädagogenausbil-
dung ablehnte, kam den Forderungen seiner Parteı jedoch 11UT ansatzweıse Er WAar sıch der
Probleme bewußt, die ıne allzu deutliche katholische Ausrichtung der südbadischen CD  > sowohl
1m angespannten Verhältnis Zzu evangelıschen Parteiflügel als uch gegenüber dem nordbadıschen
Landesteıl zumal 1mM Vorteld der Volksabstimmung über die künftige Gliederung Südwestdeutsch-
lands mıt sıch bringen mufßste, und nahm daher ıne ausgleichende Haltung eın Bedacht werden
mu{ ın diesem Zusammenhang allerdings auch, da{fß das chul- und Bildungswesen eınes der Felder
Wal, aut denen zwischen 1946 und 1948 tranzösısche und deutsche Neuordnungsvorstellungen be-
sonders vehement aufeinander prallten, dafß gerade Fragen des Verhältnisses VO Staat un! Kirche
1m Erziehungsbereich für einıge eıt stark iıdeologisch betfrachtet und emotional aufgeladen lieben
und sıch ach dem Rückzug der französıschen Milıtärregierung uch innenpolıtisch noch ımmer
leicht instrumentalıisıeren ließen.

Peter Fißler hat ıne auf das Wesentliche konzentrierte, tlüssıg geschriebene Arbeıt vorgelegt,
die auf der Grundlage deutscher und französıscher Archivalıen das christlich-demokratische Spek-
trum der parteipolitischen Nachkriegsentwicklung Südbadens 1m Spannungsteld rivalısıerender
Neuordnungskonzeptionen, kirchlich-konfessioneller Mitgestaltungsansprüche und besatzungs-
politischer Zwangslagen kritisch ausleuchtet. So ertreulich die knappe, pragnante Darstellung insge-
samıı(z Ist, gelegentlich wünschte INan sıch doch eine stärker 1n die Tiete b7zw. Breıite gehende, SENC-
tisch rekonstruj:erende oder vergleichend angelegte Eınbettung regionalgeschichtlicher Phänomene
1ın größere Zusammenhänge, einerseılts die Kontinuıutäten und Brüche der Nachkriegssituation,
andererseıts die südbadischen Spezifika 1mM einzelnen deutlicher erkennen. uch leiben die
Hauptakteure auf deutscher wıe tranzösıscher Seıite eın wenıg tarb- und konturlos. Nıchtsdestowe-
nıger handelt sıch ıne gründlich recherchierte Untersuchung, die mıiıt den anderen
beiden Arbeiten des Freiburger Forschungsprojekts (von Reinhard Grohnert und Edgar Wolfrum)
SOWI1e eıner VO den drei utoren gemeınsam vertalsten Monographie (Krisenjahre und Autbruchs-
zeıt, München dazu beıträgt, da{fßß zentrale Aspekte VO »Alltag und Polıitık 1m ftranzösısc be-
seiztiten Baden —1949« (so der Untertitel des Gemeinschattswerks) nunmehr eıne quellengesät-
tıgte Darstellung gefunden haben, Wwı1ıe sı1e ın dieser Qualität tür Württemberg-Hohenzollern och
aussteht. Stefan Zauner

Kunstgeschich

HELMUT FISCHER: Die Ikone. Ursprung 1nnn Gestalt (Herder/Spektrum, Bd Freiburg
. Br. Herder 1995 239 S) Abb art. 16,80

Viele Wege tühren Menschen des Westens ZUr!r faszınıerenden, ber remden Weltr der Ikonen: der
kunstgeschichtliche TIrend ZUr Überschreitung des abendländıschen Kulturkreıises, dıe Aura des Sa-
kralen und Mystischen, das Staunen VOT einer ungebrochenen Gläubigkeıt, dıe ökumenische Begeg-
NUunNng mıt den Ostkırchen, nach der Wende VO 1989 ber uch das wachsende Angebot auf dem
Kunstmarkt. Freıilich bedeutet Interesse nıcht uch schon Kenntnıis, und gerade Ikonen entziehen
sıch dem blofß subjektiven Eindruck. Sıe ruhen auf eiıner in Jahrhunderten entstandenen theologi-
schen und asthetischen Grammatık. So gilt wohl häufig: » )as Verständnıis dieses Bıldes bleıbt 1m all-


